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Vereinsrechtsschutzversicherung 
 
Welche Leistungen erbringt der Versicherer?  
 

Verlangt der Versicherungsnehmer Versicherungsschutz, übernimmt der Versicherer im Fall 

seiner Leistungspflicht die Kosten gemäß Punkt 6, soweit sie für die Wahrnehmung der 

rechtlichen Interessen des Versicherungsnehmers notwendig sind.  

 

Der Versicherer zahlt: (Auszug aus der Polizze) 

 

6.1. die angemessenen Kosten des für den Versicherungsnehmer tätigen Rechtsanwaltes bis 

zur Höhe des Rechtsanwaltstarifgesetzes oder, sofern dort die Entlohnung für anwaltliche 

Leistungen nicht geregelt ist, bis zur Höhe der Allgemeinen Honorar-Kriterien; in gerichtlichen 

und verwaltungsbehördlichen Verfahren werden Nebenleistungen des Rechtsanwaltes maximal 

in Höhe des nach dem jeweiligen Tarif zulässigen Einheitssatzes eines am Ort des in erster 

Instanz zuständigen Gerichts ansässigen Rechtsanwaltes gezahlt. Haben am Ort dieses 

Gerichts nicht mindestens vier Rechtsanwälte ihren Kanzleisitz, übernimmt der Versicherer die 

tariflich vorgesehenen Mehrkosten aus der Sprengelfremdheit. Diese Bestimmungen sind 

sinngemäß auch auf die Vertretung vor Verwaltungsbehörden anzuwenden. Wird anstelle des 

Rechtsanwaltes eine andere zur berufsmäßigen Parteienvertretung befugte Person tätig, 

werden ihre Kosten nach den für sie geltenden Richtlinien, maximal jedoch bis zur Höhe des 

Rechtsanwaltstarifgesetzes übernommen. Im Ausland werden die angemessenen Kosten einer 

zur berufsmäßigen Parteienvertretung befugten Person nach den dort geltenden Richtlinien 

übernommen;  

 

6.2. die dem Versicherungsnehmer zur Zahlung auferlegten Vorschüsse und Gebühren für die 

von einem Gericht oder einer Verwaltungsbehörde beigezogenen Sachverständigen, 

Dolmetscher und Zeugen sowie Vorschüsse und Gebühren für das gerichtliche oder 

verwaltungsbehördliche Verfahren. Nicht ersetzt werden Kosten für Urteilsveröffentlichungen 

und strafrechtliche Vollzugsmaßnahmen; 

 

6.3. im Zivilprozess auch die Kosten der Gegenseite, soweit der Versicherungsnehmer zu ihrer 

Zahlung verpflichtet ist; Unter den gleichen Voraussetzungen trägt der Versicherer im 

Strafverfahren auch die Kosten des Schriftsatzes der Subsidiaranklage; 

 

6.4. die Kosten der Hin- und Rückfahrt des Versicherungsnehmers zu und von einem 

ausländischen Gericht, wenn sein Erscheinen als Beschuldigter oder Partei von diesem 

angeordnet wurde oder zur Vermeidung von Rechtsnachteilen erforderlich ist; Eine 

Kostenerstattung erfolgt bis zur Höhe der Eisenbahnkosten zweiter Klasse einschließlich 

Zuschlägen. Steht dieses Transportmittel nicht zur Verfügung, ersetzt der Versicherer die 

Kosten eines vergleichbaren öffentlichen Verkehrsmittels (Autobus, Fähre) bis zum 

nächstgelegenen Bahnanschluss. Ist der Ort der Einvernahme mehr als 1.500 km vom 

Wohnsitz des Versicherungsnehmers entfernt, erfolgt eine Kostenerstattung für einen 

Linienflug der Economy-Klasse;  
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6.5. vorschussweise jene Beträge, die vom Versicherungsnehmer im Ausland aufgewendet 

werden müssten, um einstweilen von Strafverfolgungsmaßnahmen verschont zu bleiben 

(Strafkaution). Dieser Vorschuss ist vom Versicherungsnehmer innerhalb von sechs Monaten 

ab Zahlung durch den Versicherer zurückzuzahlen; 

 

6.6. Kosten gemäß Punkt. 6.1., Punkt. 6.2. und Punkt. 6.4. exklusive Umsatzsteuer, wenn der 

Versicherungsnehmer vorsteuerabzugsberechtigt ist; 

 

6.7. Kosten gemäß Punkt. 6.1., Punkt. 6.2. und Punkt. 6.4. unbeschadet anderer gesetzlicher 

Bestimmungen, wenn und solange Teilzahlungen durch die Gegenseite Kapital und Zinsen 

nicht übersteigen (ausgenommen Inkassofälle gemäß Artikel 23.2.3.3.). 

 

6.8. Der Versicherer hat die Leistungen nach Punkt 6 zum Zeitpunkt ihrer Fälligkeit zu 

erbringen. Die Leistung gemäß Punkt 6.1. ist fällig, sobald der Rechtsvertreter die 

Angelegenheit endgültig außergerichtlich erledigt hat oder das Verfahren rechtskräftig 

beendet ist und dem Versicherungsnehmer eine Honorarnote schriftlich gelegt wurde. Der 

Versicherungsnehmer kann eine Zwischenabrechnung frühestens dann verlangen, wenn bei 

Verfahren über mehrere Instanzen eine Instanz beendet ist und dem Versicherungsnehmer 

eine Honorarnote schriftlich gelegt wurde. Die Leistung gemäß Punkt 6.2. bis 6.5. ist fällig, 

sobald der Versicherungsnehmer zu deren Zahlung verpflichtet ist oder diese Verpflichtung 

bereits erfüllt hat.  

 

Die Leistungspflicht des Versicherers ist begrenzt wie folgt: (Auszug aus der Polizze) 

 

7.1. Die Höchstgrenze der vom Versicherer in einem Versicherungsfall für den 

Versicherungsnehmer und die mitversicherten Personen zu erbringenden Leistungen bildet die 

zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles laut Vertrag gültige Versicherungssumme. 

 

7.2. Bei mehreren Versicherungsfällen, die einen ursächlich und zeitlich zusammenhängenden, 

einheitlichen Vorgang darstellen, steht die Versicherungssumme nur einmal zur Verfügung. 

Ihre Höhe bestimmt sich nach dem Zeitpunkt des ersten Versicherungsfalles. 

 

7.3. Genießen mehrere Versicherungsnehmer zur Wahrnehmung ihrer rechtlichen Interessen 

Versicherungsschutz aus einem oder mehreren Versicherungsverträgen und sind ihre 

Interessen aufgrund der gleichen oder einer gleichartigen Ursache gegen den/dieselben 

Gegner gerichtet, ist der Versicherer berechtigt, seine Leistungspflicht vorerst  

- auf die außergerichtliche Wahrnehmung durch von ihm ausgewählte Rechtsvertreter;  

- auf gegebenenfalls notwendige Anschlusserklärungen als Privatbeteiligte und auf die 

Forderungsanmeldungen in Insolvenzverfahren sowie  

- auf notwendige Musterverfahren zu beschränken.  

Die dem Versicherer für die Vorbereitung und Durchführung von Musterverfahren 

entstehenden Kosten werden nach Kopfteilen auf die Versicherungssummen aller betroffener 

Versicherungsnehmer angerechnet. Werden vom Versicherer Gemeinschaftsklagen oder 

sonstige gemeinschaftliche Formen der gerichtlichen Interessenswahrnehmung organisiert 

oder empfohlen und nimmt der Versicherungsnehmer freiwillig daran teil, oder werden 

mehrere Klagen vom Gericht verbunden, übernimmt der Versicherer die dem einzelnen 

Versicherungsnehmer entstehenden Kosten bis zu einem Sublimit von 20 % der mit dem 

jeweiligen Versicherungsnehmer vereinbarten Versicherungssumme.  
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Wenn und sobald die Versicherungsnehmer durch diese Maßnahmen nicht ausreichend gegen 

einen Verlust ihrer Ansprüche durch drohende Verjährung geschützt sind, übernimmt der 

Versicherer die Kosten für die individuelle, gerichtliche Geltendmachung von Ansprüchen zur 

Hemmung/Unterbrechung der Verjährung bis zu einem Sublimit von 20 % der mit dem 

jeweiligen Versicherungsnehmer vereinbarten Versicherungssumme. Ist nach Klärung der für 

alle betroffenen Versicherungsnehmer maßgeblichen Vorfragen noch die gerichtliche 

Geltendmachung individueller Ansprüche notwendig, besteht dafür Versicherungsschutz in 

vollem Umfang. Sofern der Versicherungsschutz die Vertretung in allgemeinen 

Verwaltungsverfahren bzw. vor dem Verfassungs- oder Verwaltungsgerichtshof, dem 

Europäischen Gerichtshof oder dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte umfasst, 

können diese Bestimmungen sinngemäß angewandt werden. 

 

7.4. Bei einem Vergleich trägt der Versicherer die Kosten nur in dem Umfang, der dem 

Verhältnis des Obsiegens zum Unterliegen entspricht. Dies gilt nicht in Mediationsfällen. 

 

7.5. Nach Vorliegen eines Exekutionstitels (z. B. Urteil) trägt der Versicherer die Kosten der 

Rechtsverwirklichung für höchstens fünf Exekutionsversuche einschließlich der Anmeldung der 

Forderung in einem Insolvenzverfahren, begrenzt mit 10 % der Versicherungssumme. Bei 

einem Insolvenzverfahren über das Vermögen des Gegners vor dem Vorliegen eines 

rechtskräftigen Titels übernimmt der Versicherer neben den Kosten der Anmeldung der 

Forderung ausschließlich der Kosten des durch eine Bestreitung notwendigen Zivilverfahrens. 

 

7.6. Verlangt der Versicherungsnehmer Versicherungsschutz für die Geltendmachung oder die 

Abwehr von Ansprüchen, für die teils Versicherungsschutz besteht, teils nicht, trägt der 

Versicherer die Kosten gemäß Artikel 6.6. anteilig im Verhältnis der Streitwerte 

(Bemessungsgrundlagen) zueinander. Werden bei Wahrnehmung der rechtlichen Interessen 

vom Gegner Forderungen aufrechnungsweise geltend gemacht, für deren Abwehr kein 

Versicherungsschutz besteht, trägt der Versicherer nur die Kosten, die der 

Versicherungsnehmer nach den Kostenersatzbestimmungen der Zivilprozessordnung zu tragen 

hätte, wenn nur seine Aktivforderung Gegenstand der Interessenwahrnehmung gewesen 

wäre. Bei einem Vergleich gilt Punkt 7.4. bezogen auf die unter Versicherungsschutz 

stehenden Ansprüche. 

 

7.7. Sind mehrere Delikte Gegenstand eines Strafverfahrens, für die teils Versicherungsschutz 

besteht, teils nicht, trägt der Versicherer die Kosten anteilig im Verhältnis der 

Bemessungsgrundlagen für die Honorierung anwaltlicher Leistungen zueinander. 

 

7.8. Erfolgt die Wahrnehmung rechtlicher Interessen durch versicherte und nicht versicherte 

Personen in einem Verfahren oder in verbundenen Verfahren, so trägt der Versicherer die 

Kosten anteilig.  

 

 


